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Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Meldebehörden

Meldebehörden sind die durch Landesrecht dazu bestimmten Behörden.

§ 2 Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden

(1) Die Meldebehörden haben die in ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Per-
sonen (Einwohner) zu registrieren, um deren Identität und deren Wohnungen fest-
stellen und nachweisen zu können.

(2) Die Meldebehörden führen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Melderegister. Diese
enthalten Daten, die bei der betroffenen Person erhoben, von öffentlichen Stellen
übermittelt oder sonst amtlich bekannt werden.

(3) Die Meldebehörden erteilen Melderegisterauskünfte, wirken nach Maßgabe die-
ses Gesetzes oder sonstiger Rechtsvorschriften bei der Durchführung von Aufga-
ben anderer öffentlicher Stellen mit und übermitteln Daten.

(4) Die Meldebehörden dürfen personenbezogene Daten, die im Melderegister ge-
speichert werden, nur nach Maßgabe dieses Gesetzes oder sonstiger Rechtsvor-
schriften verarbeiten. Daten nicht meldepflichtiger Personen dürfen nur verarbeitet
werden, wenn die betroffene Person in die Datenverarbeitung eingewilligt hat.

§ 3 Speicherung von Daten

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Absatz 1 und 3 speichern die Meldebe-
hörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen
Hinweise im Melderegister:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens,
4. Doktorgrad,
5. Ordensname, Künstlername,
6. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat,
7. Geschlecht,
8. keine Eintragung,
9. zum gesetzlichen Vertreter

a) Familienname,
b) Vornamen,
c) Doktorgrad,
d) Anschrift,
e) Geburtsdatum,
f) Geschlecht,
g) Sterbedatum sowie
h) Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52,

10. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft,
12. derzeitige Anschriften, frühere Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Mel-

debehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung
und der letzten Nebenwohnungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der
Meldebehörde, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug
aus dem Ausland auch den Staat und die letzte Anschrift im Inland, bei Wegzug
in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den Staat,
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13. Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer Wohnung
im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland,

14. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort
der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft sowie bei
Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft im Ausland auch den
Staat,

15. zum Ehegatten oder Lebenspartner
a) Familienname,
b) Vornamen,
c) Geburtsname,
d) Doktorgrad,
e) Geburtsdatum,
f) Geschlecht,
g) derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie

Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb
des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde,

h) Sterbedatum sowie
i) Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52,

16. zu minderjährigen Kindern
a) Familienname,
b) Vornamen,
c) Geburtsdatum,
d) Geschlecht,
e) Anschrift im Inland,
f) Sterbedatum,
g) Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52,

17. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, letzter Tag der Gültigkeitsdauer und
Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalausweises oder Er-
satz-Personalausweises, des anerkannten Passes oder Passersatzpapiers,
Ausstellungsbehörde, letzter Tag der Gültigkeitsdauer und Seriennummer der
eID-Karte sowie Sperrkennwort und Sperrsumme des Personalausweises und
der eID-Karte,

17a.die AZR-Nummer in den Fällen und nach Maßgabe des § 10 Absatz 4 Satz 2
Nummer 4 des AZR-Gesetzes, übergangsweise die Seriennummer des An-
kunftsnachweises nach § 63a Absatz 1 Nummer 10 des Asylgesetzes,

18. Auskunfts- und Übermittlungssperren,
19. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat.

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden
folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im
Melderegister:
1. für die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen und Abstimmungen auf

staatlicher und kommunaler Ebene die Tatsache, dass die betroffene Person
a) von der Wahlberechtigung oder der Wählbarkeit ausgeschlossen ist,
b) als Unionsbürger (§ 6 Absatz 3 Satz 1 des Europawahlgesetzes) bei der

Wahl des Europäischen Parlaments von Amts wegen in ein Wählerverzeich-
nis im Inland einzutragen ist; ebenfalls zu speichern ist die Gebietskörper-
schaft oder der Wahlkreis im Herkunftsmitgliedstaat, wo die betroffene Per-
son zuletzt in ein Wählerverzeichnis eingetragen war,

c) (weggefallen)
2. für das Verfahren zur Bildung und Anwendung der elektronischen Lohnsteuer-

abzugsmerkmale nach § 39e Absatz 2 Satz 2 und 3 des Einkommensteuerge-
setzes
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a) die Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgesellschaft sowie
das Datum des Eintritts und Austritts,

b) den Familienstand,
c) das Datum der Begründung oder Auflösung der Ehe oder Lebenspartner-

schaft sowie
d) die Identifikationsnummern oder die Vorläufigen Bearbeitungsmerkmale

aa) des Ehegatten oder Lebenspartners,
bb) der minderjährigen Kinder, die ihre alleinige Wohnung oder ihre Haupt-

wohnung im Zuständigkeitsbereich derselben Meldebehörde haben,
3. für Zwecke nach § 139b Absatz 2 der Abgabenordnung

die Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung und bis zu deren
Speicherung im Melderegister das Vorläufige Bearbeitungsmerkmal nach
§ 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung,

4. für die Ausstellung von Pässen und Personalausweisen
die Tatsache, dass Passversagungsgründe vorliegen, ein Pass versagt oder
entzogen oder eine Anordnung nach § 6 Absatz 7, § 6a Absatz 1 oder § 6a Ab-
satz 2 des Personalausweisgesetzes getroffen worden ist,

5. für staatsangehörigkeitsrechtliche Verfahren
die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder
§ 40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben wurde und nach § 29 des
Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit
eintreten kann,

6. für Zwecke der Suchdienste
die Anschrift vom 1. September 1939 derjenigen Einwohner, die aus den in § 1
Absatz 2 Nummer 3 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten Gebieten
stammen,

7. für waffenrechtliche Verfahren
die Tatsache, dass eine waffenrechtliche Erlaubnis erteilt worden ist, sowie die
Behörde, die diese Tatsache mitteilt, mit Angabe des Datums, an dem die waf-
fenrechtliche Erlaubnis erstmals erteilt worden ist,

8. für sprengstoffrechtliche Verfahren
die Tatsache, dass eine sprengstoffrechtliche Erlaubnis oder ein Befähigungs-
schein nach § 20 des Sprengstoffgesetzes erteilt worden ist, sowie die Behörde,
die diese Tatsache mitteilt, mit Angabe des Datums der erstmaligen Erteilung,

9. zur Beantwortung von Aufenthaltsanfragen anderer Behörden und sonstiger
öffentlicher Stellen, wenn der Einwohner die Wohnung aufgegeben hat und der
Meldebehörde eine neue Wohnung nicht bekannt ist,
das Ersuchen um Datenübermittlung mit dem Datum der Anfrage und der An-
gabe der anfragenden Stelle für die Dauer von bis zu zwei Jahren,

10. für die Prüfung, ob die von der meldepflichtigen Person gemachten Angaben
richtig sind, und zur Gewährleistung der Auskunftsrechte in § 19 Absatz 1 Satz 3
und § 50 Absatz 4
den Namen und die Anschrift des Eigentümers der Wohnung und, wenn dieser
nicht selbst Wohnungsgeber ist, den Namen des Eigentümers der Wohnung
sowie den Namen und die Anschrift des Wohnungsgebers,

11. im Spannungs- oder Verteidigungsfall für die Wehrerfassung
die Tatsache, dass ein Einwohner bereits vor der Erfassung seines Jahrganges
erfasst worden ist.
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§ 4 Ordnungsmerkmale

(1) Die Meldebehörden dürfen ihre Register mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen füh-
ren. Die Ordnungsmerkmale können aus den in § 3 Absatz 1 Nummer 6 und 7 ge-
nannten Daten gebildet werden. Durch geeignete technische Maßnahmen nach den
Artikeln 24, 25 und 32 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1;
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden
Fassung sind die Ordnungsmerkmale vor Verwechslungen zu schützen.

(2) Soweit von den Meldebehörden bereits Ordnungsmerkmale verarbeitet werden,
die andere als die in § 3 Absatz 1 Nummer 6 und 7 genannten Daten enthalten,
dürfen diese noch für eine Übergangsfrist von sechs Jahren nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes verarbeitet und genutzt werden.

(3) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an öffentliche
Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Der
Empfänger der Daten darf die Ordnungsmerkmale nur im Verkehr mit der jeweiligen
Meldebehörde verarbeiten, eine Weiterübermittlung ist unzulässig. Soweit Ord-
nungsmerkmale personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur übermittelt wer-
den, wenn dem Empfänger auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen personen-
bezogenen Daten übermittelt werden dürfen.

(4) Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend für die Weitergabe von Ordnungsmerk-
malen innerhalb der Verwaltungseinheit, der die Meldebehörde angehört.

§ 5 Zweckbindung der Daten

(1) Die Meldebehörden dürfen die in § 3 Absatz 2 bezeichneten Daten nur für die dort
genannten Zwecke verarbeiten. Sie haben durch technische und organisatorische
Maßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 Verordnung (EU) 2016/679 sicherzu-
stellen, dass diese Daten nur nach Maßgabe des Satzes 1 verarbeitet werden.

(2) Die in § 3 Absatz 2 bezeichneten Daten dürfen nur insoweit zusammen mit den in
§ 3 Absatz 1 bezeichneten Daten verarbeitet werden, als dies zur Erfüllung der je-
weiligen Aufgabe erforderlich ist. § 34 Absatz 3 und 4 bleibt unberührt mit der Maß-
gabe, dass
1. die in § 3 Absatz 2 Nummer 1 genannten Daten nur an die Stellen übermittelt

werden dürfen, die für die Vorbereitung und Durchführung der dort genannten
Wahlen und Abstimmungen zuständig sind, und

2. die in § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 genannten Daten nur an das Bundeszen-
tralamt für Steuern übermittelt werden dürfen. Das in § 3 Absatz 2 Nummer 2
Buchstabe c genannte Datum zur Auflösung der Ehe oder Lebenspartnerschaft
darf auch an die amtliche Statistik übermittelt werden.

Die in Satz 2 Nummer 1 und 2 genannten Daten dürfen nach § 33 auch an die Mel-
debehörden übermittelt werden.

§ 6 Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2016/679zu berichtigen oder zu
vervollständigen (Fortschreibung). Über die Fortschreibung sind unverzüglich die-
jenigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger Da-
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tenübermittlungen die unrichtigen oder unvollständigen Daten übermittelt worden
sind.

(2) Soweit die in Absatz 1 Satz 2 genannten öffentlichen Stellen nicht Aufgaben der
amtlichen Statistik wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften
sind, haben sie die Meldebehörden unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen kon-
krete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der übermittelten
Daten vorliegen. Öffentliche Stellen, denen auf ihr Ersuchen hin Meldedaten über-
mittelt worden sind, haben die Meldebehörden zu unterrichten, wenn ihnen solche
Anhaltspunkte vorliegen. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das
Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, sowie Berufs- oder besondere
Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nicht entgegen, soweit sie sich auf die
Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit übermittelter Daten vorliegen.

(3) Liegen der Meldebehörde konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Un-
vollständigkeit des Melderegisters vor, hat sie den Sachverhalt von Amts wegen zu
ermitteln.

(4) Bei der Weitergabe von Daten und Hinweisen nach § 37 sind Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

§ 7 Meldegeheimnis

(1) Personen, die bei Meldebehörden oder anderen Stellen, die im Auftrag der Mel-
debehörden handeln, beschäftigt sind, ist es verboten, personenbezogene Daten
unbefugt zu verarbeiten.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit von ihrem
Arbeitgeber über ihre Pflichten nach Absatz 1 zu belehren und schriftlich auf die
Einhaltung des Meldegeheimnisses zu verpflichten. Ihre Pflichten bestehen auch
nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

Abschnitt 2 Schutzrechte

§ 8 Schutzwürdige Interessen der betroffenen Person

Schutzwürdige Interessen der betroffenen Person dürfen durch die Verarbeitung
personenbezogener Daten nicht beeinträchtigt werden. Schutzwürdige Interessen
werden insbesondere beeinträchtigt, wenn die Verarbeitung, gemessen an ihrer
Eignung und ihrer Erforderlichkeit zu dem vorgesehenen Zweck, die betroffene Per-
son unverhältnismäßig belastet. Die Prüfung, ob schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person beeinträchtigt werden, entfällt, falls die Verarbeitung durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist.

§ 9 (weggefallen)

§ 10 Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1) Vor der Erteilung der Auskunft an die betroffene Person nach Artikel 15 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 hat die Meldebehörde die Identität der betroffenen Person
zu überprüfen.
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(2) Sofern die Auskunft elektronisch erteilt wird, ist sicherzustellen, dass Maßnah-
men nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 auch im Bereich
der Verschlüsselungstechnik und der Authentifizierung getroffen werden, um den
Datenschutz und die Datensicherheit zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick
auf die Vertraulichkeit und die Unversehrtheit der Daten, die im Melderegister ge-
speichert sind und an die betroffene Person übermittelt werden.

(3) Die Identität des Antragstellers ist mittels des elektronischen Identitätsnachwei-
ses nach § 18 des Personalausweisgesetzes, § 12 des elD-Karte-Gesetzes oder
§ 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes oder mittels eines Identitätsbestätigungs-
dienstes nach § 6 Absatz 1 des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I
S. 666) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit einer sicheren Anmel-
dung nach § 4 Absatz 1 des De-Mail-Gesetzes zu überprüfen. Alternativ kann die
Identität des Antragstellers anhand einer qualifizierten elektronischen Signatur
überprüft werden.

§ 11 Auskunftsbeschränkungen

(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person über die Kategorien der über-
mittelten Daten und über die Empfänger der Daten nach Artikel 15 Absatz 1 Buch-
stabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, wenn
1. eine nicht automatisierte Melderegisterauskunft nach den §§ 46 und 50 Ab-

satz 1 bis 3 erfolgt ist,
2. eine nicht automatisierte Datenübermittlung nach § 34 oder eine nicht auto-

matisierte Datenweitergabe nach § 37 Absatz 1 erfolgt ist oder
3. die abrufende Stelle eine der in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten Behörden ist.
Auskunft über automatisierte Melderegisterauskünfte und über Datenübermittlun-
gen im automatisierten Abrufverfahren durch öffentliche Stellen wird nur innerhalb
der Frist zur Aufbewahrung der Protokolldaten nach § 40 Absatz 4 erteilt.

(2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person nach Artikel 15 der Verordnung
(EU) 2016/679 besteht nicht,
1. soweit der betroffenen Person die Einsicht in ein Personenstandsregister nach

§ 63 Absatz 1 und 3 des Personenstandsgesetzes nicht gestattet werden
darf,

2. wenn Fälle des § 1758 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen oder
3. soweit es sich um Daten zum gesetzlichen Vertreter, Ehegatten, Lebenspartner

oder zu minderjährigen Kindern handelt und für diesen Personenkreis eine Aus-
kunftssperre nach § 51 oder ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 gespeichert
ist oder

4. wenn das Interesse der betroffenen Person an der Auskunftserteilung zurück-
treten muss, weil
a) die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben im Sinne des

Artikels 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679, die in der
Zuständigkeit der Meldebehörde liegen, gefährden würde,

b) die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sich
sonst nachteilig auf das Wohl des Bundes oder eines Landes auswirken
würde,

c) die Auskunft strafrechtliche Ermittlungen gefährden würde oder
d) die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift

oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berech-
tigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen.

(3) Die Auskunft über die Herkunft von Daten ist nur mit Zustimmung der übermit-
telnden Stellen zulässig, wenn diese der Meldebehörde übermittelt worden sind
von
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1. den Polizeibehörden des Bundes und der Länder,
2. den Staatsanwaltschaften,
3. den Amtsanwaltschaften,
4. den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder,
5. dem Bundesnachrichtendienst,
6. dem Militärischen Abschirmdienst,
7. dem Zollfahndungsdienst,
8. den Hauptzollämtern oder
9. den Finanzbehörden, soweit sie strafverfolgend tätig sind.
Dies gilt entsprechend für die Auskunft über den Empfänger der Daten, soweit sie an
die in Satz 1 genannten Behörden übermittelt worden sind. Die Zustimmung darf nur
unter den in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Voraussetzungen versagt wer-
den.

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Begründung nicht, soweit
durch die Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Ent-
scheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck ge-
fährdet würde. In diesem Fall ist die betroffene Person darauf hinzuweisen, dass sie
sich an die Stelle wenden kann, die für die Kontrolle der Einhaltung der Daten-
schutzbestimmungen bei der Meldebehörde zuständig ist. Die Mitteilung dieser
Stelle an die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand
des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer weitergehenden Auskunft
zustimmt.

(5) Wird der betroffenen Person keine Auskunft erteilt, so ist die Auskunft auf ihr
Verlangen der in Absatz 4 Satz 2 bezeichneten Stelle zu erteilen. Stellt die jeweils
zuständige oberste Landesbehörde im Einzelfall fest, dass dadurch die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gefährdet würde, erhält der Landesbeauftragte für
den Datenschutz persönlich Auskunft.

§ 12 Recht auf Berichtigung

Hat die Meldebehörde die Daten auf Antrag der betroffenen Person nach Artikel 16
der Verordnung (EU) 2016/679 berichtigt oder vervollständigt, so gilt § 6 Absatz 1
Satz 2 entsprechend. Für die Dauer der Prüfung der Richtigkeit ist die Verarbeitung
der Daten nicht nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
2016/679 eingeschränkt.

§ 13 Aufbewahrung von Daten

(1) Nach dem Wegzug oder dem Tod eines Einwohners hat die Meldebehörde für die
Erfüllung ihrer Aufgaben weiterhin die in § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 10, 12 bis 16,
17a, 18 und 19 genannten Daten zu speichern. Sie darf in diesen Fällen auch die
Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 und 2 im Melderegister speichern. Bei Wegzug
eines Einwohners speichert die Meldebehörde außerdem die Daten nach § 3 Ab-
satz 1 Nummer 17 und die Feststellung der Tatsache nach § 3 Absatz 2 Num-
mer 5.

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende des Kalenderjahres, in dem ein
Einwohner weggezogen oder verstorben ist, sind die nach Absatz 1 weiterhin ge-
speicherten Daten für die Dauer von 50 Jahren aufzubewahren und durch techni-
sche und organisatorische Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung
(EU) 2016/679 zu sichern, es sei denn, § 14 sieht eine frühere Löschung vor. Wäh-
rend dieser Zeit dürfen die Daten nicht mehr verarbeitet werden. Davon ausgenom-
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men sind Familienname und Vornamen sowie frühere Namen, Geburtsdatum, Ge-
burtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat, derzeitige und frühere An-
schriften, Auszugsdatum sowie Sterbedatum, Sterbeort sowie bei Versterben im
Ausland auch der Staat. Satz 2 gilt nicht, wenn
1. die betroffene Person in die Verarbeitung der Daten eingewilligt hat oder
2. die Verarbeitung der Daten unerlässlich ist

a) zu wissenschaftlichen Zwecken,
b) zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,
c) zur Erfüllung der Aufgaben der in § 34 Absatz Satz 1 genannten Behör-

den,
d) für Wahlzwecke nach § 3 Absatz 2 Nummer 1,
e) zur Durchführung des staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahrens nach § 3

Absatz 2 Nummer 5 dieses Gesetzes sowie nach § 29 Absatz 6 und § 30
des Staatsangehörigkeitsgesetzes.

§ 14 Löschung von Daten

(1) Die Meldebehörde hat gespeicherte Daten zu löschen, wenn sie zur Erfüllung
ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich sind. Das Gleiche gilt, wenn bereits die Spei-
cherung der Daten unzulässig war.

(2) Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 6 sind unverzüglich nach Übermittlung an die
Suchdienste zu löschen. Die Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 11 und Absatz 2
Nummer 2 sind nach Ablauf des auf den Wegzug oder den Tod des Einwohners
folgenden Kalenderjahres zu löschen. Die Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 17 sind
fünf Jahre nach dem Ablauf der Gültigkeit des Ausweisdokuments, auf das sie sich
beziehen, zu löschen. Die weiteren Daten weggezogener oder verstorbener Einwoh-
ner, die nicht nach § 13 Absatz 1 aufbewahrt werden, sind 30 Tage nach dem Weg-
zug und der Auswertung der Rückmeldung oder nach dem Tod des Einwohners zu
löschen.

(3) Ist eine Löschung im Fall nicht automatisierter Datenverarbeitung wegen der
besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand möglich und ist das Interesse der betroffenen Person an der Löschung als
gering anzusehen, besteht das Recht der betroffenen Person auf Löschung perso-
nenbezogener Daten und die Pflicht der Meldebehörde zur Löschung personen-
bezogener Daten nach Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ergän-
zend zu den in Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten
Ausnahmen nicht. In diesem Fall tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung
der Verarbeitung nach Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679.

(4) Die Meldebehörde hat Daten, die nach § 3 Absatz 1 Nummer 17a gespeichert
sind, zu löschen, sobald sie von der Ausländerbehörde nach § 90a Absatz 1 Satz 3
des Aufenthaltsgesetzes unterrichtet wurde.

§ 15 Aufbewahrung und Löschung von Hinweisen

Die §§ 13 und 14 gelten entsprechend für Hinweise, die gespeichert werden, um die
Richtigkeit der jeweiligen Daten nachzuweisen.
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